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Landesregierung beschließt 
Leitlinien für Besoldung und Versorgung / Mütterrente 

 
Sehr geehrte Kolleginnen, 
sehr geehrte Kollegen, 
 
in den BRH-Nachrichten hatte ich die rot-gelb-grüne Landesregierung von Rheinland-Pfalz 
wegen ihrer Besoldungspolitik scharf kritisiert und darauf hingewiesen, dass  die Beamten 
und Versorgungsempfänger  des Landes den letzten Platz in der Besoldung der anderen 
Bundesländer und des Bundes belegen. 
  

Durch die Ergebnisse der Tarifverhandlungen im Frühjahr 2018 - für die Beamten des Bun-
des und der Kommunen - wurden die Rheinland-Pfälzer noch weiter abgehängt.  
 

Begonnen hat die Besoldungsmisere bereits mit den Mini-Anpassungen von 0.5 % in den 
Jahren 2007 und 2008 sowie den Nullrunden in der Versorgung. Die katastrophale 1 % 
Regelung für die Jahre 2012 bis 2014 verschärften den Rückstand. Allein aus diesen Maß-
nahmen ergab sich ein Abhängen der Besoldung um 6 %. Dazu kamen weitere Einschnitte 
und Kürzungen in allen Bereichen. Die vorgesehene fünf-Jahre-dauernde 1 Prozent 
Regelung wurde dann für die Jahre 2015/2016 ausgesetzt und das Ergebnis der 
Tarifverhandlungen übernommen.  
 

Im Juni 2018 wurde dann der Deutsche Beamtenbund über das weitere Vorgehen der Lan-
desregierung informiert. Der Ministerrat hatte in dieser Zeit die Leitlinien für die Besoldung 
und Versorgung der Jahre 2019 und 2020 festgelegt. Demnach werden - wie im 
Koalitionsvertrag festgeschrieben und zugesichert - die Tarifergebnisse der Tarifrunde 
2019/2020 für den öffentlichen Dienst der Länder in Rheinland-Pfalz zeitgleich und 
systemgerecht auf die Beamtenbesoldung und -versorgung übertragen.  
 

Ab dem 1. Juli 2019 sollen Besoldung und Versorgung der Landes- und Kommunal-beamten 
zusätzlich um 2 Prozent steigen. Eine weitere zusätzliche Anpassung in Höhe von 2 % soll 
dann am 1. Juli 2020 erfolgen. 
  

Die dbb-Landesvorsitzende, Lilli Lenz, stellte hierzu fest, „dass sich der Ministerrat nun 
endlich für ein Umsteuern entschieden hat, ist ein überfälliges Signal der Wert schätzung 
zugunsten der betroffenen Kolleginnen und Kollegen“. 
                                                            

Aus Sicht des Seniorenverbandes ist ebenfalls festzustellen, dass diese zusätzliche Erhö-
hung nicht nur notwendig, sondern längst überfällig ist. 
 

Ob dies das „Wegkommen vom Tabellenende“ bedeutet, ist aber fraglich. Das Schlusslicht 
hatte Rheinland-Pfalz übernommen, als zu Beginn des Monats Juni der bisherige Tabellen-
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letzte, das Bundesland Berlin, seine Besoldung um 3,2 Prozent angepasst hatte. Zu 
kritisieren ist von Seiten des Deutschen Beamtenbundes und seiner Mitgliedsgewerk-
schaften, dass die zusätzlichen Zahlungen erst Mitte nächsten Jahres erfolgen. 
  

Neben der bereits geschilderten Besoldungserhöhung des Landes Berlin, haben andere 
Bundesländer bereits in diesem Jahr ihre Besoldung und Versorgung außerhalb der tarif-
lichen Termine erhöht.  
 

Aktuelle Erhöhungen gab es in Baden-Württemberg bereits am 1. Juni mit 2,67 % und in 
Bremen mit 2,35 %.  
 

Im Saarland erfolgte zum 1. September eine Erhöhung der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge um 2,35 Prozent. 
 

Im Frühjahr 2019 wird die Bundestarifkommission des Deutschen Beamtenbundes die ge-
werkschaftliche Forderung für die Tarifverhandlungen im öffentlichen Landesdienst fest-
legen. Kommt es in den anschließenden Tarifverhandlungen zu einem guten Abschluss (das 
Tarifergebnis 2018 für den Bund und die Kommunen lag bei 7.5 Prozent bei einer Laufzeit 
von 30 Monaten) würden zu diesem Ergebnis in den Jahren 2019 und 2020 jeweils zwei 
Prozent hinzukommen.  
 

Lassen Sie mich noch eine kritische Anmerkung zu dem Zeitpunkt der zusätzlichen Anpas-
sungen in unserem Land machen. Könnte es sein, dass die ins Auge gefasste späte 
Anpassung in Rheinland-Pfalz zu diesem Zeitpunkt erfolgt, weil im Jahr 2022 Landtags-
wahlen anstehen?  
 

Ein Schelm, der Schlechtes dabei denkt!  
 

Bei der Mütterrente hat es einen neuen Kompromiss gegeben. Beim Rentengipfel der 
Koalitionsparteien am 28. August hat sich Arbeitsminister Heil durchgesetzt. Alle Mütter, die 
vor 1992 Kinder geboren haben, sollen einen halben Rentenpunkt mehr bekommen. Die 
willkürlich angesetzte Grenze, dass nur Mütter, die drei Kinder oder mehr geboren haben, 
einen Rentenpunkt bekommen sollten, ist damit vom Tisch.     
 

Ein Rentenpunkt entspricht aktuell einer Monatsrente von 32.03 €. Somit bekommen alle 
Mütter für jedes vor 1992 geborene Kind eine Rentenerhöhung von ca. 15 €. 
 

Ein Schwachpunkt hat diese Erhöhung; finanziert werden soll das Ganze aus den Beiträgen 
der Rentenversicherung und nicht aus Steuermitteln, obwohl es sich um eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe handelt.  
 

Mit kollegialen Grüßen 
Ihr  

 
Landesvorsitzender  
 


